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«Der Sommer 
kommt, Corona 
geht.» 

(Nach dem Rückgang der 
Corona-Zahlen in Meck-
lenburg-Vorpommern hat 
sich Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig, SPD, 
am Mittwoch im Landtag 
optimistisch für den Som-
mer gezeigt.) 
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In dieser Ausgabe:

Am Freitag haben wir 
das Gesetz über die un-
ternehmerischen Sorg-
faltspflichten in Liefer-
ketten verabschiedet. 
Damit soll  die Einhal-
tung von Menschen-
rechten in der Liefer-
kette der Unter-
nehmen gestärkt 
und Rechtsklar-
heit für die Wirt-
schaft geschaffen 
werden.  

Künftig sollen in 
Deutschland an-
sässige Unterneh-
men ab einer be-
stimmten Größe 
verpflichtet wer-
den, ihrer Verantwor-
tung in der Lieferkette 
in Bezug auf die Ach-
tung international an-
erkannter Menschen-
rechte durch die Um-
setzung der menschen-
rechtlichen Sorgfalts-
pflichten besser nach-
zukommen. In den Be-
ratungen ist eine hin-
sichtlich der Beachtung 
der Menschenrechte in 
den Handelsbeziehun-
gen wirksame, aber 
auch für die Wirtschaft 
umsetzbar Einigung 
gefunden worden.  

Denn auch entwick-
lungspolitisch ist es ge-
boten, verantwortlich 
gestaltete Handelsbe-
ziehungen und Investi-
tionen nicht zu er-

schweren. Eine neue 
zivilrechtliche Haftung 
der Unternehmen ist 
ausgeschlossen, das ha-
ben wir im parlamenta-
rischen Verfahren klar-
stellen und regeln kön-
nen. Das Gesetz wird ab 

2023 ver-
b i n d l i c h 
für große 
Unterneh-
men mit 
m i n d e s -
tens 3.000 
Beschäftig-
ten in 
D e u t s c h -
land (ca. 
600 Unter-
nehmen) , 

und ab 2024 dann für 
alle Unternehmen mit 
mindestens 1.000 Be-
schäftigten in Deutsch-
land (ca. 2.900 Unter-
nehmen).  

Künftig können Be-
troffene sich vor deut-
schen Gerichten von 
Nichtregierungsorgani-
sationen und Gewerk-
schaften vertreten las-
sen und sie zur Prozess-
führung ermächtigen, 
wenn sie sich durch ei-
nen Verstoß gegen die 
unternehmerische Sorg-
faltspflicht in überra-
gend wichtigen Rechts-
positionen verletzt se-
hen (Prozessstand-
schaft). Für die Durch-
setzung der gesetzli-
chen Anforderungen 

wird das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) tätig, 
die Wirtschaft mit kon-
kreten Informationen für 
die Umsetzung zu unter-
stützen und gleichzeitig 
Kontrollinstanz zu sein. 
Sie kann bei Verstößen 
geeignete Buß- und 
Zwangsgelder verhän-
gen.  

Während einigen das Ge-
setz zu weit geht, emp-
finden andere es als 
nicht streng genug. Vor 
allem die Wirtschaft kri-
tisiert es als bürokra-
tisch und schwer hand-
habbar. Es steht zu be-
fürchten, dass deutschen 
Unternehmen ein Wett-
bewerbsnachteil dadurch 
entsteht, dass ihnen 
Maßnahmen bis hin zum 
Abbruch von Geschäfts-
bedingungen drohen kön-
nen.  

Das Gesetz war und ist 
umstritten, denn grund-
sätzlich ist die Einhal-
tung der Menschenrechte 
und vertretbarer Be-
schäftigungsbedingungen 
Sache der Nationalstaa-
ten, die sich zu ihrer Ein-
haltung verpflichtet ha-
ben. Außerdem sind 
nicht immer die Liefer-
kette oder dahinterste-
hende Details bekannt. 
Das Gesetz wird deshalb 
auch in der Umsetzung 
Fragen aufwerfen. 

Lieferkettengesetz verabschiedet 

Freitag, 11. Juni 2021 
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gen und der Verfassungsschutz 
künftig mit dem Instrument 
der sogenannten Quellen-
Telekommunikationsüberwa-
chung ausgestattet.  

Terroristen und Extremisten 
nutzen heute nicht mehr das 
klassische Telefon, um sich ab-
zusprechen, sondern Messen-
ger-Dienste wie Facebook, 
Whats-App und Co. 
Die neuen Befug-
nisse erlauben dem 
Verfassungsschutz, 
auch in Zukunft 
O r g a n i s a t i o n s -
strukturen aufzu-
klären und mögli-
che Anschlagspla-
nungen zu verhin-
dern. 

Die Profile der Täter auf der 
Insel Utøya, in Christchurch, 
Halle und in Hanau haben ge-
zeigt, welche Bedrohung von 
stillen und introvertierten Ra-
dikalisierungsverläufen bei 
Einzeltätern ausgehen kann. 
Auch darauf geben wir eine 
Antwort mit der Erleichterung 
der Beobachtung von Einzel-
personen durch den Verfas-
sungsschutz. 

Am Donnerstag hat der Deut-
sche Bundestag das Verfas-
sungsschutzrecht und die 
Rechtsgrundlagen der Bun-
despolizei novelliert. Damit 
werden zwei zentrale Sicher-
heitsvorhaben dieser Wahlpe-
riode abgeschlossen. Hand-
lungsoptionen der Sicher-
heitsbehörden, die in der ana-
logen Welt selbstverständlich 
sind, werden in die digitale 
Welt übertragen. Gemeinsam 
mit dem bereits im April vom 
Bundestag beschlossenen IT-
Sicherheits-gesetz 2.0 bilden 
die Gesetze ein großes Sicher-
heitspaket, das die innere Si-
cherheit stärkt und ganz we-
sentlich die Handschrift der 
Union trägt. 

Die Bundespolizei und das 
Bundesamt für Verfassungs-
schutz sind wesentliche 
Stützpfeiler der inneren Si-
cherheit in Deutschland. Bei-
de Behörden haben nun ver-
besserte Befugnisse erhalten, 
die Antworten auf den digita-
len Wandel und auf neue Be-
drohungen geben. Es werden  
bestehende Kompetenzen in 
das digitale Zeitalter übertra-

Die Bundespolizei erhält neue 
Aufgaben und einen moder-
nen rechtlichen Rahmen. Un-
ter anderem bekommt die 
Bundespolizei neue Befugnis-
se bei der Telekommunikati-
onsüberwachung, insbesonde-
re zur Verhinderung von 
Menschenhandel und Schleu-
sungskriminalität. Die Bun-

despolizei wird in 
klar begrenzten 
Fällen auch für Ab-
schiebungen zu-
ständig sein – in-
klusive der An-
tragsbefugnis für 
die Haft zur Siche-
rung der Abschie-
bung. 

Gemeinsam mit 
dem schon im April 

v e r a b s c h i e d e t e n  I T -
Sichergesetz 2.0 wird dieses 
große Paket für mehr Sicher-
heit in unserem Land sorgen. 
Es ist aber auch Ausdruck 
unserer Wertschätzung der 
wichtigen Arbeit unserer Si-
cherheitskräfte, deren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
jeden Tag für unsere persönli-
che Sicherheit und Freiheit 

Mehr Befugnisse für Polizei und Verfassungsschutz 

Online-Gründung von GmbHs möglich 
So wird die Möglichkeit zur On-
line-Gründung von GmbHs ge-

schaffen. Ferner ermögli-
chen wir mit diesem Gesetz 
die digitale notarielle Beur-
kundung mittels Videokom-
munikation. Auch die Ein-
tragung von Zweigniederlas-
sungen von Unternehmen 
sowie die Einreichung von 
Urkunden und Informatio-
nen können nun vollständig 

online erledigt werden. Mit die-
sen Verbesserungen konnten wir 
insbesondere für die kleineren 

Mit dem diese Woche be-
schlossenen Gesetz zur Um-
setzung der Digita-
lisierungsrichtlinie 
gehen wir einen 
weiteren kleinen, 
aber bedeutsamen 
Schritt in der Digi-
talisierung des Ge-
sellschaftsrechts. 
Wir bringen einen 
bunten Strauß an 
neuen digitalen Leistungen 
auf den Weg, die unser Le-
ben vereinfachen sollen.  

und jüngeren Unternehmen 
viel erreichen. 

Weitere Digitalisierungsschrit-
te - wie beispielsweise die Ein-
beziehung von Personenhan-
delsgesellschaften und Genos-
senschaften in den Anwen-
dungsbereich des notariellen 
Verfahrens für Online-
Beurkundungen -   waren der-
zeit nicht durchsetzbar. Diese 
Punkte schreiben wir jedoch für 
die nächste Legislaturperiode 
ganz oben auf die To-do-Liste. 
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Demokratiestiftung eingerichtet 

werden. Auch die ambulante 
Notfallversorgung wird durch 

ein einheitliches 
Ersteinschätzungs-
verfahren im Kran-
kenhaus entlastet.  

Zusätzlich wird die 
Pflegeversicherung 
in Teilen reformiert, 
womit insbesondere 
gesichert werden 

soll, damit Pflegekräfte nach 
Tarifverträgen bezahlt werden.  

Generationen für den Wert der 
freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung geschärft wer-
den. Parallel zu 
dem Gesetzent-
wurf wird die 
Förderkonzep-
tion der Bun-
desstiftung ein-
gebracht. Sie 
legt die inhaltlichen Schwer-
punkte der Stiftungsarbeit und 
die Förderkriterien fest.  

Als national bedeutsame Orte 
der Demokratiegeschichte wer-
den u.a. die Frankfurter Pauls-

kirche,  das 
H a m b a c h e r 
Schloss oder das 
Haus der Wei-
marer Republik 
am Theater-
platz in Weimar 

aufgeführt. Im Bundeshaus-
halt 2021 sind dafür 3 Mio. 
Euro eingestellt.  

Diese Woche haben wir mit 
dem Gesetz zur Errichtung 
einer „Stiftung Orte der deut-
schen Demokratiegeschichte“.  
eine Stiftung ins Leben geru-
fen, mit der das bisherige kul-
turelle Engagement des Bun-
des gebündelt und sichtbarer 
gemacht wird.  

Mit Projektförderungen, Ver-
anstaltungen oder Kooperati-
onen soll das Bewusstsein 
insbesondere der jüngeren 

Mit der Novelle des Klima-
schutzgesetzes zeigen wir, 
dass wir unseren eingeschla-
genen Weg in der Klimapoli-
tik konsequent und 
entschieden weiter-
gehen. Wir heben 
unser nationales 
Klimaziel auf mi-
nus 65 Prozent im 
Vergleich zu 1990 
an und wollen bereits 2045 
klimaneutral sein. Mit dem 
Maßnahmenprogramm aus 
dem Klima-Paket 2019 und 
dem Konjunkturprogramm 
haben wir bereits in allen Be-
reichen Anreize auf den Weg 

Klimaschutzgesetz wird novelliert 
gebracht, um unsere Klimaziele 
zu erreichen. Damit werden ins-
gesamt 80 Milliarden Euro in 
Klimaschutzmaßnahmen inves-

tiert. Diesen Weg 
setzen wir konse-
quent fort. 

 Das ist ein kla-
res Signal an die 
jüngeren Gene-

rationen, dass wir unsere Ver-
antwortung in der Klimapolitik 
wahrnehmen. Wir lassen die 
nachfolgenden Generationen 
beim Klimaschutz nicht allein. 
Genauso wichtig ist es, die Ak-
zeptanz der Menschen in der 
Gegenwart nicht zu verlieren. 

Deshalb machen wir eine 
Klimapolitik mit Augenmaß.  
Wir setzen auf eine neue Ba-
lance von Ökologie und Ökono-
mie. Und wir unterstützen die 
Menschen und die Wirtschaft 
dabei, auf klimafreundliche 
Technologien umzusteigen. 
Auch auf europäischer Ebene 
stehen in den kommenden Mo-
naten entscheidende Weichen-
stellungen in der Klimapolitik 
an.  

Darauf müssen wir reagieren 
können und das Klimaschutz-
gesetz dann entsprechend an 
den europäischen Rahmen an-
passen können. 

Mit der Verabschiedung des  
Gesetzentwurfs zur Weiterent-
wicklung der Gesundheitsver-
sorgung verbessern wir die 
Qualität der Versorgung der 
Versicherten nicht nur bei 
Krankenhausbehandlungen.  

Leistungen für die Versicher-
ten sollen ausgeweitet werden, 
indem beispielsweise der An-
spruch auf Einholung einer 
Zweitmeinung für planbare 
Eingriffe erweitert wird. Am-

bulante und stationäre Vorsor-
geleistungen in anerkannten 
Kurorten sollen in 
Pflichtleistungen der 
gesetzlichen Kranken-
versicherung umge-
wandelt werden. Für 
die Behandlung von 
Adipositas ist ein neu-
es strukturiertes Be-
handlungsprogramm 
vorgesehen. Weiterhin soll die 
Koordination in Hospiz- und 
Palliativnetzwerken gefördert 

Gesundheitsversorgung weiterentwickelt 
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«Wir müssen raus aus dem transatlantischen Schlafwa-
genmodus - und einen ersten Schritt gehen hin zu einer 
kraftvollen Vertiefung der Allianz auf Augenhöhe zwi-
schen der Europäischen Union und den Vereinigten 
Staaten» 

(Peter Beyer, Transatlantik-Koordinator der Bundesregierung,  
angesichts der Spannungen mit Russland und China.) 
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der Lockerungen eine ganze 
Weile brauchen werden, um 
den Stand von vor der Krise 
wieder zu erreichen, wenn es 

dafür nicht 
bereits zu 
spät sein 
sollte.  

A n d e r e 
Branchen, 
wie die Au-
t o m o b i l - 
oder die 
Bauindust-
rie sind 
schon wie-

der auf Wachstumskurs sind. 
Sie werden teilweise aber ge-
bremst durch Materialknapp-
heit und Probleme in den Lie-
ferketten. 

Es gibt daher Betriebe, die 
über den 30. Juni 2021 hinaus 
weiterhin Kurzarbeit benöti-
gen, um Arbeitsausfälle aufzu-
fangen. Es ist aber auch nicht 
ausgeschlossen, dass Betriebe 
die bisher gut durch die Pande-
mie gekommen sind, jetzt erst-
malig in Kurzarbeit gehen 
müssen. Und einige Betriebe, 
die die belastende Phase der 
Kurzarbeit gerade erst hinter 
sich gelassen haben, müssen 
wieder Kurzarbeit anmelden. 

In dieser Situation sollen Be-
schäftigte und  Unternehmen 
zumindest bis zur Bundestags-
wahl weiterhin staatliche Mit-
tel erhalten und so Beschäfti-
gung gesichert werden.  

Die Bundesregierung hat die-
se Woche für Betriebe den 
Zugang zu den bis Ende 2021 
geltenden Erleichterungen 
beim Kurzarbeitergeld 
und die volle Erstat-
tung der Sozialversi-
cherungsbeiträge bis 
zum 30. September 
2021 beschlossen. Für 
den Fall der Insolvenz 
werden Sonderregelun-
gen getroffen. 

Das Kurzarbeitergeld 
ist eine Erfolgsge-
schichte: Es ist das In-
strument, durch das in der 
Corona-Krise Entlassungen 
in den Betrieben und die 
Rückkehr der Massenarbeits-
losigkeit verhindert wurde. 
Mit Beitrags– und Steuermit-
teln erhalten wir seitdem Be-
triebe und Millionen Arbeits-
plätze am Standort Deutsch-
land am Leben, die ansonsten 
den Auswirkungen der staat-
lichen Coronamaßnahmen 
zum Opfer gefallen wären . 

Der Arbeitsmarkt zeigt der-
zeit erste Anzeichen einer 
Erholung, weil endlich Be-
schränkungen wegfallen. Die 
Entwicklung verläuft aber 
nicht gleichmäßig. Denn es 
gibt Branchen, wie die Veran-
staltungswirtschaft, Gastro-
nomie und Tourismus die von 
den staatlichen Coronamaß-
nahmen besonders hart ge-
troffen wurden und noch 
sind, und deshalb jetzt trotz 

Im Einzelnen umfasst das:  

• Die vollständige Erstattung 
der Sozialversicherungsbeiträge 
bei Kurzarbeit bis zum 30. Sep-
tember 2021. 

• Betriebe, die mit der Kurzar-
beit bis zum 30. September 
2021 beginnen, bekommen ab 
dem 1. Oktober bis zum 31. De-
zember 2021 die Beiträge zur 
Sozialversicherung zur Hälfte 
erstattet. 

• Für diese Betriebe bleiben 
zudem die Zugangserleichterun-
gen zum Kurzarbeitergeld geöff-
net.  

• Auch an Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer 
kann bis 31. Dezember 2021 
Kurzarbeitergeld gezahlt wer-
den, wenn der Verleihbetrieb 
Kurzarbeit bis zum 30. Septem-
ber 2021 einführt. 

Für den Fall der Insolvenzeröff-
nung haben wir gesonderte Re-
gelungen vorgesehen, um mögli-
che Doppelzahlungen der Bun-
desagentur für Arbeit zu ver-
hindern. Wenn ein Unterneh-
men einen Antrag auf Insol-
venzeröffnung stellt, ist die Er-
stattung der Sozialversiche-
rungsbeiträge bis zur Entschei-
dung des Gerichts über den An-
trag oder bis zur Rücknahme 
des Antrages in der Regel aus-
geschlossen. 

Damit wird ein Beitrag geleis-
tet, um die Arbeitslosigkeit wei-
terhin gering zu halten. 

Kurzarbeitergeld bis zur Bundestagswahl verlängert 


